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Mit dem Streckbetrieb der letzten Atomkraftwerke (AKW) 
in Deutschland bis April 2023 ist der Prozess zur Beendi­

gung der kommerziellen Nutzung der Atomenergie längst nicht 
abgeschlossen. Und dies aus zwei Gründen: Zum einen bleibt 
die Atomenergie umkämpft. So wurde im Herbst 2022 intensiv 
in Politik und Gesellschaft über Laufzeitverlängerungen debat­
tiert, die mit der Energieknappheit durch den Angriffskrieg 
Russlands auf die Ukraine begründet wurden. Die Diskussio­
nen erinnerten an die gesellschaftliche Polarisierung zwischen 
Gegner(inne)n und Befürworter(inne)n der Atomkraft in den 
1970er und 1980er Jahren (Radkau und Hahn 2013).

Die Debatten setzten sich allerdings auch dann fort, als sich 
abzeichnete, dass die Bundesrepublik ohne Gasmangellage oder 
Energie-Blackout durch den Winter 2022/23 kommt. Zum an­
deren täuscht der Begriff „Atomausstieg“ darüber hinweg, dass 

die Endlagerung, also die Suche und Auswahl eines Standorts 
und der Bau des Endlagers für hochradioaktive Abfälle, sowie 
die damit verbundene Öffentlichkeitsbeteiligung (siehe Stand-
ortauswahlgesetz, StandAG1) ein Jahrhundertprojekt ist (verglei­
che Brunnengräber und Hirschhausen 2021).

In diesem Beitrag führen wir unsere Überlegungen konzep­
tionell unter dem Begriff „atompolitische Wende“ zusammen 
(Brunnengräber 2016). Wir stellen die These auf, dass die Ab­
kehr von der Atomkraft sowie eine gute Entsorgungspolitik not­
wendige Gelingensbedingungen für die Energiewende und den 
damit verbundenen Ausbau der erneuerbaren Energien sind. 
Dabei lassen sich jedoch verschiedene atompolitische Gegen­
kräfte identifizieren, die – ungeachtet der gesellschaftlichen Kon­
flikterfahrungen in Deutschland – eine neue Atomkraft-Ära ein­
leiten wollen und die Energiewende zu behindern versuchen.

Eine neue Atomkraft-Ära?

Die Notwendigkeit einer Energiewende ohne Atomkraft wurde 
in Deutschland bereits Ende der 1970er begründet (Krause et al. 
1980, Kapitel 1). Vordenker(innen) der Energiewende wiesen 
schon früh auf die technischen, ökologischen und gesellschaft­
lichen Risiken hin (Schumacher 1977, Lovins 1979). Immer wa­
ren sicherheitstechnische und politische Bedenken Teil der Argu­
mentation, da das System der Atomkraft den gesellschaftlichen 
Frieden nicht bewahren kann, sondern diesen vielmehr gefähr­

Atomwende? Ja, bitte! 
Warum die Abkehr von der Atomenergie und eine gute Entsorgungspolitik die 
Energiewende in Deutschland befördern werden
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vermeintlich klimafreundlich und ressourcenschonend Strom erzeugt werden kann. Zum anderen ist die Endlagerung von  
Atomabfällen noch nicht geregelt. Das Konzept der „atompolitischen Wende“ bringt – analog zur Energiewende – dieses Ringen  
auf den Punkt. Die Beendigung der kommerziellen Nutzung der Atomenergie und eine gute Entsorgungspolitik sind  
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det. Dem Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG), das im Jahr 2000 als 
Startpunkt für die Energiewende gilt, folgte konsequenterweise 
im Jahr 2002 der Beschluss zur Laufzeitverringerung von AKW. 

Den „Atomkonsens“ kündigte 2010 die damalige CDU/CSU-
geführte Bundesregierung unter der Kanzlerschaft von Angela 
Merkel in der Entscheidung zu kurzfristigen Laufzeitverlänge­
rungen wieder auf. Die Reaktorkatastrophe in Fukushima am 
11. März 2011 führte jedoch in der neuen Regierungskoalition 
aus CDU/CSU und FDP zu einer Neubewertung und zum Vor­
ziehen der Beendigung der kommerziellen Nutzung der Atom­
energie zur Stromerzeugung Ende 2022. Der Wissenschaftliche 
Beirat der Bundesregierung Globale Umweltveränderungen 
(WBGU) unterstützte damals in seinem Gutachten Gesellschafts-
vertrag für eine Große Transformation diesen Schritt und skizzier­
te Wege zu einer nachhaltigen Entwicklung (WBGU 2011). Aus­
gehend davon ist die Abkehr von der Atomkraft – analog zur 
Energiewende – elementarer Bestandteil der sozial-ökologischen 
Transformation in Deutschland.

Ein Jahrzehnt nach diesem Beschluss sind es wiederum CDU/ 
CSU, jetzt in der Opposition, sowie die Regierungspartei FDP, 
die eine neue Atomkraft-Ära wiederbeleben wollen. So fordern 
die Parteien ein vermeintlich ideologiefreies und technologie­
offenes Energiekonzept, das eine Laufzeit über 2023 hinaus avi­
siert (CDU 2023, FDP 2023). Weiter solle die Forschung und Nut­
zung von Kernfusion und „Reaktoren der nächsten Generation“ 
ausgebaut und fest verankert werden. Technikoptimistisch ar­
gumentiert auch die AfD in ihrer Resolution zur Kernenergie (AfD 
2022). Entgegen wissenschaftlicher Erkenntnisse (Pistner et al. 
2021 a) wird behauptet, moderne AKW würden nicht nur die 
Natur- und Artenvielfalt schützen, sondern könnten CO2-neu­
tral und ressourcenschonend betrieben werden und würden die 
Unabhängigkeit gegenüber Energieimporten stärken. Die De­
batte verschiebt sich durch die „Pro-Atom-Troika“ (Brunnengrä­
ber et al. 2023): Nicht mehr die Energieknappheit, sondern die 
vermeintliche Freiheit der Forschung und die Technologieoffen­
heit rücken ins Zentrum; nicht zuletzt wollen sich die Parteien 
über ihre Pro-AKW-Politik politisch profilieren.

Der Schulterschluss zwischen den Liberalen, Konservativen 
und Rechtsextremen wird von Teilen der Wissenschaft (Ifo In­
stitut 2022)2, aber auch auf europäischer Ebene flankiert: AKW 
können unter bestimmten Bedingungen in die EU-Taxonomie 
für Nachhaltigkeit aufgenommen werden. Diese legt fest, dass 
neue AKW als nachhaltig und klimafreundlich eingestuft wer­
den können, wenn etwa ein konkreter Plan für die Endlagerung 
bei Neubauten vorliegt (Europäische Kommission 2022). Zwar 
hat sich die deutsche Bundesregierung formell gegen die Auf­

nahme von Atomkraft in die Taxonomie ausgesprochen und 
auch öffentlich dagegen Stellung bezogen, ist jedoch nicht pro­
aktiv gegen die Taxonomie vorgegangen. Im Ergebnis wird der 
Ausbau von AKW durch öffentliche Mittel nicht nur in anderen 
europäischen Ländern gefördert; auch in Deutschland werden 
dadurch Forderungen nach einem Neubau von AKW unterstützt. 

Als Argument für die Bewertung des EU Joint Research Cen­
tre pro Atomkraft werden die relativ geringen CO2-Emissionen 
der Stromproduktion aus AKW als Nachhaltigkeitskriterium an­
geführt (JRC 2021). Berücksichtigt man allerdings den gesam­
ten Produktionszyklus vom Uranabbau über die Herstellung 
der Brennelemente (Abbildung 1, S. 88) bis zur aufwendigen 
Endlagerung, zeigen sich die negativen Folgen der Atomenergie 
für Mensch, Klima und Umwelt (Fritsche et al. 2007). Atomkraft 
erfüllt weder anspruchsvolle Nachhaltigkeitskriterien noch kann 
sie einen Beitrag zur sozial-ökologischen Transformation leis­
ten (Wealer et al. 2021, Pistner et al. 2021 b). 

Bemerkenswerterweise beteiligt sich die Energiewirtschaft, 
die den Neubau von AKW ja betreiben müsste, überhaupt nicht 
an dieser Diskussion. Vielmehr vertritt sie gegenteilige Ansich­
ten. Bereits 2020 bewertete der RWE-Vorstandsvorsitzende Mar­
tin Schmitz, der sich noch in den 2000er Jahren massiv für die 
Laufzeitverlängerung von Kernkraftwerken eingesetzt hatte, de­
ren kommerzielle Nutzung als irreführend.3

Längere Standortsuche

In Deutschland müssen 10 500 Tonnen hochradioaktive Abfälle, 
die auf 1900 Castoren und 16 Zwischenlagerstandorte verteilt 
sind, endgelagert werden (WNWR 2019). Der Staat hat im Kon­
flikt um diese Atomabfälle, insbesondere bei den Auseinander­
setzungen der 1970/80er Jahre um den Standort Gorleben, ge­
sellschaftliches Vertrauen eingebüßt (Brunnengräber 2016, 2021). 
Der Deutsche Bundestag hat, um weitere Konflikte zu vermei­
den und einen Endlagerstandort mit größtmöglicher Akzepta­
bilität zu bestimmen, 2013 das StandAG verabschiedet und da-
mit einen erneuten Anlauf zur Lagerung des Atomabfalls gestar­
tet. Das Bundesamt für die Sicherheit der nuklearen Entsorgung 
(BASE) wurde mit der Öffentlichkeitsbeteiligung betraut. Das 
Verfahren umfasst drei Phasen, bevor sich der Bundestag für ei­
nen Standort ausspricht: 1. Die Identifizierung möglicher Stand­
ortregionen, 2. Erkundungen möglicher Standortregionen (über-
tägig) und 3. untertägige Erkundungen (BGE 2019). Dieser Pro­
zess soll nach neueren Abwägungen zwischen 2046 und 2068 
abgeschlossen werden (BGE 2022).4

1	 www.gesetze-im-internet.de/standag_2017/BJNR107410017.html
2	„Die benötigten regelbaren Energieträger können, wie bislang schon, die Atomkraft, die Kohle oder das Gas sein“ (Ifo Institut 2022, S. 4).
3	Siehe dazu www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/rolf-martin-schmitz-rwe-ueber-kohleausstieg-irgendwann-reicht-es-mir-jedenfalls-a-00000000-0002-0001-0000-000169122953:
	 [Der Neubau von Atomkraftwerken] „ist ganz unabhängig von der immer noch nicht geklärten Entsorgungsfrage schon wirtschaftlich völliger Unsinn.  

Warum soll man Milliarden Euro in eine Technologie investieren, bei der die Kilowattstunde Strom mindestens zehn Cent kostet, wenn es mit Windkraft 
schon für vier Cent geht? Das leuchtet mir nicht ein“.

4	 Im Standortauswahlgesetz wurde noch 2031 als Zieljahr für die Benennung eines Standorts angegeben. Ende 2022 wurde von der Bundesgesellschaft für 
Endlagerung (BGE) bekannt gegeben, dass die Suche auch bis 2068 dauern kann.

http://www.gesetze-im-internet.de/standag_2017/BJNR107410017.html
http://www.spiegel.de/wirtschaft/unternehmen/rolf-martin-schmitz-rwe-ueber-kohleausstieg-irgendwann-reicht-es-mir-jedenfalls-a-00000000-0002-0001-0000-000169122953
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Die Genehmigungen der obertägigen Zwischenlager werden 
demzufolge auslaufen, bevor ein Endlager gebaut sein wird. Da­
durch wird den Gemeinden der 16 Zwischenlagerstandorte ein 
weit in die Zukunft reichendes Risiko überlassen. Zugleich führt 
die Langzeitzwischenlagerung auch zu einem erheblichen ad­
ministrativen und organisatorischen Aufwand; gesellschaftliche 
Proteste sind zu erwarten. Die Kosten für die „Verbunkerung“ 
und Ertüchtigung der bestehenden Zwischenlager oder den Bau 
von zentralen Zwischenlagern werden entsprechend steigen. Da­
rüber hinaus stellt die verlängerte Zwischenlagerung auch ein 
potenziell höheres Sicherheitsrisiko im Vergleich zur tiefengeo­
logischen Endlagerung dar. Es dürfte dennoch schwer werden, 
zivilgesellschaftliche Akteure und die Öffentlichkeit zu motivie­
ren, sich an einem Verfahren zur Standortsuche zu beteiligen, 
dessen Entscheidung in weite Ferne gerückt ist. 

Statt auf die ungelöste Entsorgungsfrage zu antworten, ver­
weisen FDP, CDU/CSU und AfD auf die Nuklearforschung und 
neue Reaktortypen (vergleiche Gates 2021). Dabei ist deren Mach­
barkeit wissenschaftlich nicht erwiesen und eine Technologie, 
die hochradioaktive Abfälle recyceln kann (Transmutation), wird 
auch in den nächsten Jahrzehnten noch keine industrielle Reife 
erlangen (Frieß et al. 2021). Auch würde sie ein Endlager nicht 
überflüssig machen. Diese technologischen und technikutopi­
schen Projekte haben vor allem eines gemeinsam: Seit Jahrzehn­
ten fließen erhebliche Finanzmittel in ihre Erforschung. Für den 
Klimaschutz, der heute beginnen muss, sind sie allerdings nicht 

dienlich (Wealer et al. 2021). Noch problematischer aber ist, dass 
die Ausgaben für die Atomenergie zu Pfadabhängigkeiten füh­
ren wird, welche die Energiewende weiter behindern werden.

Konsequente Wende(n)

Eine konsequente atompolitische Wende setzt sich aus dem En­
de der Erzeugung von Atomstrom, der Endlagerung nuklearen 
Abfalls und der Energiewende, also dem Ausbau der erneuerba­
ren Energien, zusammen. Sie ist vor allem ein politisches Pro­
jekt. Bei den Konflikten um die Atomkraft und der Frage der 
Endlagerung war immer auch Misstrauen gegenüber den staat­
lichen Behörden im Spiel. Durch das StandAG (siehe dazu bei­
spielsweise Smeddinck et al. 2022) und die daraus abgeleiteten 
Maßnahmen für den Standortauswahlprozess lassen sich erste 
Veränderungen des ehemals „starken Atomstaats“ zum „wei­
chen Endlagerstaat“ erkennen (Sieveking et al. 2022). Das Ver­
fahren soll nun partizipativ, selbsthinterfragend, lernend, wis­
senschaftsbasiert und transparent sein. 

Die gesellschaftliche Zustimmung und gesetzliche Regelung 
zur Beendigung der Atomkraft in Deutschland wird durch die 
erwähnten parteipolitischen Initiativen ausgehöhlt; der gesell­
schaftliche Frieden wird gestört. Es ist eine Sache, Atomkraft als 
zukunftsweisende Technologie und als klimafreundlich darzu­
stellen. Eine andere ist es, Standorte zu bestimmen, AKW, ein 

ABBILDUNG 1: Muster eines Brennstabbündels eines Reaktors am Kernkraftwerk Greifswald. 
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Endlager oder zentrale Zwischenlager für 1900 Castoren zu bau­
en. Der gesellschaftliche Konflikt wird mit großer Sicherheit ein 
anderer sein als bei Windkraftanlagen, denn Atomkraft bleibt 
eine Hochrisikotechnologie und mit vielen Ängsten verbunden. 
Hinzu kommen erhebliche technische Probleme, weshalb die 
Kraftwerke in Finnland (Olkiluoto 3), Frankreich (Flamanville) 
oder Großbritannien (Hinkley Point C) in ihrer Fertigstellung 
dem Zeitplan um viele Jahre beziehungsweise Jahrzehnte hin­
terherhinken (Schneider et al. 2022). 

Eine neue Dringlichkeit für die atompolitische Wende sowie 
für die Energiewende ergibt sich aus dem Angriffskrieg Russ­
lands auf die Ukraine. Die Kampfhandlungen Russlands erstre­
cken sich auch auf die Reaktorblöcke des AKW Saporischschja, 
wovon eine hohe Gefahr für die ukrainische Bevölkerung und 
darüber hinaus ausgeht (Schneider et al. 2022, Kapitel Nuclear 
power and war). Im Krieg – ebenso wie durch terroristische An­
griffe – sind AKW durch die Unterbrechung der Stromzufuhr 
für die Kühlung wie durch den direkten Beschuss mit Raketen 
gefährdet. In beiden Fällen droht ein Super-GAU, eine unkon­
trollierbare Kernschmelze mit katastrophalen Auswirkungen.

Die Debatten über den Streckbetrieb, die Laufzeitverlänge­
rung oder den Wiedereinstieg in die Atomkraftnutzung kann 
vor diesem Hintergrund auch das Vertrauen in den Staat gefähr­
den, nachdem die Beendigung der kommerziellen Nutzung der 
Atomkraft bereits beschlossen und gesetzlich geregelt war. Auch 
deshalb positioniert sich etwa das BASE unter Bezug auf die von 
der Bundesregierung eingesetzte Ethik-Kommission Sichere 
Energieversorgung (2011, S. 104) und stellt klar: „Der Ausstieg aus 
der Nutzung der Kernenergie ist zentrale Voraussetzung für ei­
ne erfolgreiche Suche nach einem Endlager“ (BASE 2022). Auch 
das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare 
Sicherheit und Verbraucherschutz vertritt diese Einschätzung 
(BMU 2021, S. 3).5 

Atompolitische Wende weiter umkämpft

Die Beendigung der kommerziellen Nutzung der Atomkraft und 
eine gute Entsorgungspolitik stellen eine notwendige, wenn auch 
bei Weitem nicht hinreichende Bedingung für die erfolgreiche 
Energiewende in Deutschland dar. Die neuerliche, durch die 
Parteien provozierte gesellschaftliche Polarisierung, von der die 
Atomkraft in Deutschland über Jahrzehnte hinweg geprägt war, 
wird nicht im Ansatz als Problem wahrgenommen. Die techni­
schen wie ökonomischen Potenziale der Atomkraft werden da­
gegen überschätzt. Alle Neubauprojekte in der Europäischen 
Union haben sich von einstelligen auf zweistellige Milliarden­

beiträge erhöht. Die gesamten Kosten der Endlagerung können 
heute noch gar nicht beziffert werden. 

Die politischen und technologischen Debatten über die Atom­
kraft stehen mit der Entsorgungspolitik in enger Wechselwir­
kung: Das Vertrauen in ein gutes, zielorientiertes Standortaus­
wahlverfahren wird geschwächt, wenn der Staat künftig wieder 
Atomkraft gegen den Willen von großen Teilen der Bevölkerung 
durchzusetzen versucht. Die atompolitische Wende ist also nicht 
nur umkämpft, sie hat ganz verschiedene Facetten, die mit der 
Atompolitik in enger Wechselwirkung stehen. Die Erfahrungen 
aus dem Ukrainekrieg, die Untauglichkeit der Atomkraft, einen 
Beitrag zur Bewältigung der Klimakrise zu leisten sowie die sich 
verzögernde und teure Endlagerung der hochradioaktiven Ab­
fälle machen deutlich: Atomwende? Ja, bitte. 
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